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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

In einer parlamentarischen Initiative verlangte die SGK-NR, dass bei nachgewiesener
Unterversorgung Ausnahmen von der dreijährigen Tätigkeitspflicht zur Zulassung von
Leistungserbringenden zur Abrechnung mit der OKP gemacht werden dürfen. Damit
solle eine ärztliche Unterversorgung aufgrund der neuen Zulassungsvoraussetzungen
verhindert werden, begründete die Kommission ihren Vorstoss. Ausnahmsweise
frühzeitig zugelassen werden könnten demnach Ärztinnen und Ärzte der allgemeinen
inneren Medizin, der Kinder- und Jugendmedizin sowie praktische Ärztinnen und Ärzte,
solange sie keine zusätzlichen Weiterbildungstitel haben. Mit der Zustimmung der SGK-
SR im Juni 2022 schickte die Kommission Ende August 2022 einen entsprechenden
Entwurf in die Vernehmlassung. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.06.2022
ANJA HEIDELBERGER

Im November 2022 präsentierte die SGK-NR ihren Entwurf für eine Änderung des KVG
bezüglich der dreijährigen Tätigkeitspflicht zur Zulassung von Leistungserbringenden
zur Abrechnung mit der OKP. 
Erst per 1. Januar 2022 hatte das Parlament die Zulassungsbeschränkungen für
ausländische Leistungserbringende verschärft. Seither können bereits in der Schweiz
tätige Ärztinnen und Ärzte ohne dreijährige Tätigkeit an einer Schweizer
Weiterbildungsstätte, welche zuvor bereits über die OKP abgerechnet hatten,
entsprechend den Übergangsbestimmungen zwar weiterhin praktizieren, jedoch nicht
in einen anderen Kanton wechseln oder selbständig werden. Entsprechend gefährde
die neue Regelung die ambulante medizinische Grundversorgung in der Schweiz,
insbesondere in Randregionen, kritisierte die Kommission. Folglich soll eine bis Ende
2027 befristete Ausnahmeregelung die neu geschaffene Zulassungsbeschränkung
abschwächen. Demnach sollen Kantone, die in Allgemeinmedizin, Kinder- und
Jugendmedizin sowie Kinder- und Jugendpsychiatrie und ‑psychotherapie eine
Unterversorgung aufweisen, Ausnahmen von dieser Zulassungsbeschränkung
vornehmen können. Eine Minderheit Glarner (svp, AG) beantragte, die Kinder- und
Jugendpsychiatrie und ‑psychotherapie von der Liste der Fachgebiete zu streichen.
Anlässlich der von August bis Oktober 2022 durchgeführten Vernehmlassung waren 73
Stellungnahmen eingegangen, welche die Ausnahmeregelung mehrheitlich grundsätzlich
guthiessen. Diskutiert wurde insbesondere, ob die Fachgebiete, für welche die
Ausnahmeregelung gelten soll, abschliessend aufgelistet oder ihre Bestimmung den
Kantonen überlassen werden soll, und ob die Kantone die Regelung in eigene Gesetze
giessen müssen oder sich direkt auf das KVG beziehen können sollen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.11.2022
ANJA HEIDELBERGER

Im Januar 2023 legte der Bundesrat seine Stellungnahme zum Erlassentwurf der SGK-
NR zur Schaffung von Ausnahmen von der dreijährigen Tätigkeitspflicht zur Zulassung
von Leistungserbringenden zur Abrechnung mit der OKP vor. Er befürwortete die
Änderung, zumal er in seinem damaligen Erlassentwurf eine solche Ausnahmeregelung
eingebaut habe – diese sei aber vom Parlament zugunsten einer fixen dreijährigen
Tätigkeitspflicht gestrichen worden. Er empfand aber auch die zeitliche Begrenzung der
Massnahme als sinnvoll, da er sich von der neuen Möglichkeit der Kantone,
Höchstzahlen für Fachgebiete oder Regionen zu bestimmen, einen abschwächenden
Effekt erhoffte: Dadurch könne beispielsweise «eine Unterversorgung in einem
bestimmten Fachgebiet oder in einer Region über Zulassungsbeschränkungen für
andere Fachgebiete oder Regionen [...] indirekt gesteuert werden». Der Bundesrat
verwies in seiner Stellungnahme aber auch auf die Kritik der EU, wonach die
Zulassungsregelungen gegen das Nichtdiskriminierungsgebot des
Freizügigkeitsabkommens verstosse. 
Anfang Februar 2023 nahm die SGK-NR die bundesrätliche Stellungnahme zur Kenntnis,
kurze Zeit später hiess auch ihre Schwesterkommission den Entwurf einstimmig gut.
Der Entwurf war damit bereit, um in der Frühjahrssession 2023 von beiden Räten
behandelt zu werden. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.01.2023
ANJA HEIDELBERGER

1) Erläuternder Bericht der SGK-NR vom 28.8.22; Medienmitteilung SGK-NR vom 20.5.22; Medienmitteilung SGK-NR vom
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26.8.22
2) Erlassentwurf vom 29.11.22
3) BBl, 2023 343; Medienmitteilung SGK-NR vom 3.2.23; Medienmitteilung SGK-SR vom 15.2.23
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